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ZEITGESPRÄCH

Wege aus der Wirtschaftskrise
Die Bundesrepublik durchläuft gegenwärtig eine tiefe Wirtschaftskrise, bei der konjunkturelle 

Einflüsse und strukturelle Probleme Zusammenwirken. Wie kann die Krise überwunden werden? 
Dr. Günter Rexrodt, Professor Dr. Uwe Jens, Dr. Klaus Murmann und Michael Geuenich 

nehmen Stellung.

Günter Rexrodt

Initiative für mehr Investitionen, Wachstum und Beschäftigung

D ie deutsche Wirtschaft befindet 
sich in rauhem Fahrwasser. In 

Westdeutschland fällt die Rezession 
schwerer aus als erwartet. Die im 
Jahreswirtschaftsbericht projizierte 
westdeutsche Entwicklung des Brut­
toinlandsprodukts für 1993 (preisbe­
reinigt 0% bis -1 %) mußte mittler­
weile nach unten korrigiert werden 
(preisbereinigt -1V2%). In Ost­
deutschland ist -  bei differenzierter 
Entwicklung -  alles in allem ein 
selbsttragender Aufschwung noch 
nicht in Gang gekommen. Dennoch: 
Zu furchtsamen Pessimismus und 
Zukunftsangst gibt es keinen Anlaß. 
Im Gegenteil: In Westdeutschland 
signalisieren wichtige Konjunkturin­
dikatoren ein Auslaufen des Ab­
schwungs:
□  Die Geschäftserwartungen in der 
Industrie sind seit Ende 1992 wieder 
aufwärts gerichtet.
□  Die Auftragseingänge aus dem 
Ausland sind seit Anfang des Jahres 
wieder gestiegen.
□  Die Industrieproduktion blieb in 
den Monaten März/Mai gegenüber

den vorangegangenen drei Monaten 
stabil.

In Ostdeutschland expandieren 
Bauwirtschaft und einzelne Dienst­
leistungsbereiche kräftig, und auch 
in Teilen der Industrie -  Elektrotech­
nik, Straßenfahrzeugbau, eisen­
schaffende Industrie -  läuft es gut. 
Diesehr hohen Transfers öffentlicher 
Finanzmittel zeigen Wirkungen.

Mitverantwortung der Gruppen

Damit das Schiff „Deutsche Wirt­
schaft“ tatsächlich an Fahrt gewinnt, 
müssen alle Beteiligten -  Politik, 
Wirtschaft, Gewerkschaften -  ihre 
Beiträge leisten. Insbesondere 
kommt es jetzt darauf an,

□ die Rezession in Westdeutsch­
land zu überwinden,

□ den Aufbau in Ostdeutschland 
voranzutreiben,

□  die Grundlagen für neue mittel­
fristige Wachstums- und Beschäfti­
gungsdynamik zu legen.

Dreh- und Angelpunkt für die Wie­

dergewinnung dynamischen Wachs­
tums ist es, den lähmenden Vertei­
lungsstreit einzugrenzen. Vorausset­
zung dafür ist ein Wandel im An­
spruchsdenken aller gesellschaft­
lichen Gruppen. Klar muß werden, 
daß wir das in der zunehmend defizi­
tärer werdenden Leistungsbilanz 
zum Ausdruck kommende „über die 
Verhältnisse leben“ nicht auf Dauer 
durchhalten können. Hier ist -  mög­
lichst rasch und möglichst nachhaltig 
-e in  Ende der Orientierung an tradi­
tionellen Verhaltensmustern erfor­
derlich. Wirtschafts-, Finanz-, Lohn- 
und Geldpolitik können diese Wende 
ohne gesamtwirtschaftlich unakzep­
tabel hohe Kosten nicht auf sich al­
lein gestellt bewirken, aber sie kön­
nen und müssen gewichtige Beiträge 
dazu leisten. Hierzu ist erforderlich:

□  Die konsequente Umsetzung der 
Beschlüsse des Solidarpaktes, um 
Vertrauen in die Handlungsfähigkeit 
der Politik zu sichern. Das Föderale 
Konsolidierungsprogramm (FKP) ist 
zentraler Bestandteil des Solidar­
paktes.
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□  Die FKP-Sparbeschlüsse rei­
chen jedoch nicht aus. Entscheidend 
ist, daß in der Sparrunde im Zusam­
menhang mit der Aufstellung des 
Bundeshaushalts 1994 substantielle 
Fortschritte gemacht werden. Dies 
ist ohne Überprüfung von Leistungs­
gesetzen nicht darstellbar. Der Staat 
kann nur dort die erforderlichen 
Summen einsparen, wo er auch viel 
ausgibt. Für die Finanz- und Devi­
senmärkte, aber auch für die Bun­
desbank, ist das Sparpaket ein Si­
gnal, daß die Politik mit dem Sparen 
ernst macht.

□  Ohne beschäftigungsorientierte 
Lohnpolitik -  insbesondere in Ost­
deutschland -  kann eine dauerhafte 
Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte nicht gelingen. Andern­
falls untergräbt die Belastung der öf­
fentlichen Haushalte durch Perso­
nalkosten, konsumtive Sozialtrans­
fers und Druck nach noch mehr Sub­
ventionen alle Konsolidierungsan­
strengungen.

□  Konsolidierung und moderate 
Lohnpolitik sind beide notwendig, 
damit die Bundesbank zinspoliti­
schen Handlungsspielraum erhält 
und sich die Zinssenkungstendenz 
weiter fortsetzen kann.

□  Bei letztlich begrenzter Verschul­
dungskapazität des Staates muß 
sich der Beitrag der öffentlichen 
Haushalte zur Bekämpfung der Re­
zession vor allem auf die Verbesse­
rung der Haushaltsstruktur zu­
gunsten investiver Ausgaben und -  
zumindest vorübergehend -  auf das 
Wirkenlassen automatischer Stabili­
satoren beschränken. Allerdings: 
Aus konjunkturellen Defiziten kön­
nen leicht strukturelle werden. Kre­
ditfinanzierte Ausgabenprogramme 
sind, ganz abgesehen von ihrem 
zweifelhaften Wirkungsgrad, derzeit 
nicht finanzierbar.

Zum Jäten gehört das Säen

Um dem Wachstum eine Perspek­
tive zu geben, steht auf dem Pro­

gramm der Bundesregierung eine In­
itiative für mehr Investitionen, 
Wachstum und Beschäftigung. Das 
Spar- und Konsolidierungspro­
gramm wird ergänzt durch ein Paket 
direkt wachstumsbelebender Maß­
nahmen:

□  Beim Standortsicherungsgesetz 
begrüße ich die im Vermittlungsaus­
schuß gefundene Lösung. Mit dem 
Verzicht der Gegenfinanzierung 
durch die Verringerung der Abschrei­
bungen für Ausrüstungsinvestitio­
nen ist einem Hauptanliegen des 
Bundeswirtschaftsministers Rech­
nung getragen.

□  Öffentliche Investitionen sollen 
so weit wie möglich vorgezogen wer­
den.

□  Die Städtebauförderung im 
Osten wird als wichtiges investives 
Element verstetigt.

□  Der befristete Zinsabzug bei der 
Errichtung privater Wohnhäuser soll 
bis Ende 1995 verlängert werden.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Günter Rexrodt, 51, ist 
Bundesminister für Wirtschaft 
in Bonn.

Prof. Dr. Uwe Jens, 57, MdB, 
ist wirtschaftspolitischer 
Sprecher der SPD-Bundes- 
tagsfraktion in Bonn.

Dr. Klaus Murmann, 61, ist 
Präsident der Bundesvereini­
gung der Deutschen Arbeit­
geberverbände in Köln.

Michael Geuenich, 58, ist Lei­
terder Abteilung Wirtschafts­
politik des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) 
in Düsseldorf.

□  Unter Berücksichtigung der EG- 
Rückflüsse steigen die Ausgaben für 
die Gemeinschaftsaufgabe „Regio­
nale Wirtschaftsförderung“ in den 
neuen Ländern um gut eine halbe 
Milliarde DM. Für die alten Bundes­
länder bleibt es bei 350 Mill. DM im 
Bundeshaushalt.

□  Die Planungsverfahren werden 
im Zusammenhang mit Bau- und 
Verkehrsinvestitionen verkürzt.

□  Der Arbeitsmarkt wird -  generell 
gesehen -  durch Arbeitszeitflexibili­
sierung und Deregulierung gestärkt.

Wo der Bund direkt selbst anre­
gend handeln kann, wird er es im 
Rahmen der Eckwertebeschlüsse 
zum Entwurf für den Bundeshaus­
halt 1994 tun:

□  So werden alle Bundesministe­
rien beauftragt, ihre für 1994 geplan­
ten öffentlichen Aufträge vorzuzie­
hen.

□  Die zuständigen Fachminister 
werden beauftragt, mit Bahn und 
Post unverzüglich Gespräche mit 
dem Ziel beschleunigter Auftrags­
vergabe zu führen.

□  Ich werde darauf hinwirken, daß 
die bei der ERP-Darlehensvergabe 
beteiligten Institute ihre Zusagen 
noch rascher erteilen, damit die be­
absichtigten Investitionen früher in 
Angriff genommen werden können.

Die Möglichkeiten des Bundes 
sind jedoch begrenzt. Bei den Ge­
bietskörperschaften liegt das 
Schwergewicht der Investitionen bei 
Ländern und Gemeinden. Deshalb 
sollten Länder und Gemeinden dem 
Beispiel des Bundes folgen und die 
im nächsten Jahr beabsichtigten In­
vestitionsaufträge so weit wie mög­
lich vorziehen. Konjunkturpolltisch 
gleichgerichtetes Handeln fundiert 
die für 1994 zu erwartende wirt­
schaftliche Erholung.

In den neuen Bundesländern wer­
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den ab 1995 mit dem im Rahmen des 
FKP vereinbarten Investitionsförder­
gesetz (IFG) erhebliche Mittel -  6,6 
Mrd. DM pro Jahr für zehn Jahre -  
zur Verfügung gestellt. Die neuen 
Bundesländer sollten deshalb Inve­
stitionsplanungen im Zusammenhang 
mit den IFG-Mitteln beschleunigen 
und Aufträge bereits 1994 vergeben.

Maßnahmen im 
Deregulierungsbereich

Im Rahmen der Verhandlungen 
zum Sparpaket für den Bundeshaus­
halt 1994 habe ich mich dafür einge­
setzt, daß bereits jetzt Maßnahmen 
im Deregulierungsbereich -  gewis­
sermaßen im Vorgriff auf den Zu­
kunftssicherungsbericht -  vorgezo­
gen und rasch umgesetzt werden. Im 
einzelnen handelt es sich dabei um 
folgende Schritte:

□  So hat das Bundeskabinett ge­

rade ein die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit der deutschen Wirt­
schaft stärkendes Arbeitszeitgesetz 
verabschiedet. Hier werden unter an­
derem weitere Ausnahmemöglich­
keiten vom Verbot der Sonn- und 
Feiertagsarbeit eröffnet.

□  Zur Erprobung privater Arbeits­
vermittlung werden Modellversuche 
für einen Zeitraum von zwei Jahren 
ermöglicht.

□  Die Zahl der Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen ist abhängig von 
entsprechenden Vereinbarungen der 
Tarifpartner. Die Tarifpartner können 
das Instrument der Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen wirkungsvoller 
gestalten, indem sie eigene ABM-Ta- 
rifverträge vereinbaren, die bei Ein­
stufung und Entlohnung dem not­
wendigen Abstand zu ungeförderten 
Arbeitsverhältnissen Rechnung tra­
gen.

□  Die Bundesregierung wendet 
sich an Länder und Gemeinden, die 
Möglichkeiten zur Durchführung von 
Gemeinschaftsarbeiten im Sozialhil­
febereich voll auszuschöpfen.

□  Das Planungsvereinfachungsge­
setz, das Instrumente zur Planungs­
beschleunigung beim Bau von Ver­
kehrswegen für das gesamte Bun­
desgebiet vorsieht, soll rasch verab­
schiedet werden. Gleiches gilt für 
das Registerverfahrensbeschleuni­
gungsgesetz, das unter anderem die 
elektronische Führung von Grund­
buch und Handelsregister regelt.

Das Grundgesetz verpflichtet 
Bund, Länder und Gemeinden zu ge­
samtwirtschaftlich angepaßtem Ver­
halten. Wir müssen angesichts ein­
geschränkter haushaltspolitischer 
Möglichkeiten in besonderem Maße 
gemeinsam verantwortlich handeln. 
Dies sind wir den Bürgern schuldig.

Uwe Jens

Notwendig ist ein Dialog mit der Wirtschaft und den Sozialpartnern

D ie Bundesrepublik durchläuft 
zur Zeit eine tiefe Wirtschafts­

krise. Nach dem Vereinigungsboom 
setzte in Westdeutschland schon im 
Frühjahr 1992 der vorhersehbare 
Abschwung ein, der in die tiefste Re­
zession der Nachkriegszeit einmün­
dete. Die konjunkturelle Wende ist 
nicht in Sicht, auch wenn die Bun­
desbank mit der jüngsten Senkung 
der Leitzinsen dafür die Vorausset­
zungen verbessert hat. In Ost­
deutschland ist der versprochene 
Wirtschaftsaufschwung ausgeblie­
ben. Zum Jahresende 1993 ist in 
Deutschland ein Defizit von über 
6 Mill. regulären Arbeitsplätzen zu 
befürchten.

Die Wirtschaftskrise in Deutsch­
land hat schwerwiegende Struktur­
probleme zutage treten lassen. Wirt­
schaftsbereiche, die zu den Renom­
mierbranchen der westdeutschen In­
dustriegehören, haben an internatio­
naler Wettbewerbsfähigkeit verlo­
ren. Notwendige Strukturanpassun­
gen, die Einführung neuer Produk­
tionsverfahren und Managementme­
thoden sind in den vergangenen Jah­
ren des Aufschwungs versäumt wor­
den. Auch auf wichtigen Zukunfts­
märkten ist die deutsche Wirtschaft 
im internationalen Wettbewerb zu­
rückgefallen. In Ostdeutschland hat 
die einseitige Privatisierungspolitik 
der Bundesregierung maßgeblich zu

einer weitgehenden Entindustriali- 
sierung beigetragen.

Der Export kann anders als in den 
vergangenen Jahren keinen Auf­
schwung auslösen. Von der Welt­
wirtschaft gehen zur Zeit nur schwa­
che Impulse für den Welthandel aus, 
da der Aufschwung in den USA nur 
sehr zögernd in Gang kommt und 
auch in Japan nach wie vor eher re­
zessive Tendenzen vorherrschen. 
Der Welthandel wird immer wieder 
durch Störungen belastet. Statt muti­
ger Schritte für den Abschluß der 
GATT-Verhandlungen stehen die 
Welthandelsbeziehungen zwischen 
den wichtigsten Handelspartnern
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eher im Zeichen von Handelsbarrie­
ren und Retorsionsmaßnahmen.

Gescheiterte Angebotspolitik

Die angebotsorientierte Wirt­
schaftspolitik der letzten zehn Jahre 
ist gescheitert. Anstatt dauerhaftes 
Wirtschaftswachstum haben wir eine 
scharfe Rezession, anstatt mehr 
internationale Wettbewerbsfähigkeit 
verzeichnen wir eine tiefe Standort­
krise, anstatt vor soliden Staatsfi­
nanzen stehen wir vor dem Staats­
bankrott mit einer Rekordverschul­
dung, die 1994 die Grenze von 2 Bil­
lionen DM überschreiten wird.

Die Bundesregierung hält an ihrer 
angebotsorientierten Wirtschaftspo­
litik unbeirrt fest. Anders sind ihre 
Vorschläge der letzten Zeit nicht zu 
verstehen. Mit Kürzungen von Sozi­
alleistungen und tiefen Einschnitten 
ins soziale Netz sollen die Staatsfi­
nanzen saniert werden. Mit Vor­
schlägen zum Rentenabbau, zur 
gestreckten Gehaltsanpassung im 
ostdeutschen öffentlichen Dienst, 
zur Verlängerung von Wochen- und 
Lebensarbeitszeit, zur weiteren Ver­
schleuderung öffentlichen Sach- und 
Grundvermögens, zum Abbau von 
Gewerbekapital- und Vermögen­
steuern sowie zur Novellierung von 
Ladenschlußgesetz und Handwerks­
ordnung will der Bundeswirtschafts­
minister in der aktuellen Standort­
diskussion die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft wiederher­
stellen.

Dieser Weg vernachlässigt Lei- 
stungs- und Kreislaufzusammen­
hänge in einer sträflichen Weise. In 
dieser von der Bundesregierung her­
beigeführten schwierigen Lage ist 
deshalb eine Politik vorsichtiger Sta­
bilisierung und behutsamer Feinab­
stimmung volkswirtschaftlicher Grö­
ßen der einzig noch verbleibende 
Weg einer Konjunkturpolitik aus ei­
gener Kraft.

Um mit allen Beteiligten Bedin- 
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gungen für eine Wachstums- und Be­
schäftigungsinitiative abzustimmen, 
sieht das Stabilitäts- und Wachs­
tumsgesetz die konzertierte Aktion 
vor. Sie sollte so rasch es geht einbe­
rufen werden.

Anstöße 
für die Wiederbelebung

Für ein Gegensteuern mit den 
klassischen Instrumenten der antizy­
klischen Konjunkturpolitik fehlt der 
finanzpolitische Handlungsspiel­
raum. Mittelfristig muß das Ziel der 
Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte jedoch oberste Priorität 
haben, wenn der öffentliche Ver­
schuldungsgrad und die Staatsquote 
in akzeptablen Grenzen gehalten 
werden sollen. Für die Konjunktur Ist 
schon viel gewonnen, wenn die kon­
junkturbedingten Steuerminderein­
nahmen nicht zu einer weiteren fi­
nanzpolitisch bedingten Verschär­
fung der Rezession durch Kürzung 
öffentlicher Investitionen führen, was 
leider angesichts der Haushaltslage 
von Ländern und Gemeinden zu be­
fürchten ist.

Durch das Vorziehen staatlicher 
Investitionen ermöglicht durch Um­
schichtungen von konsumtiven zu 
investiven Ausgaben in den öffentli­
chen Haushalten müssen Anstöße 
für die Wiederbelebung der Wirt­
schaft erzeugt werden. Zur Rezes­
sionsbekämpfung und Standortsi­
cherung müssen gewerbliche Inve­
stitionen steuerlich durch Erleichte­
rungen und administrativ durch ver­
einfachte Genehmigungsverfahren 
gefördert werden. In diesem Sinne 
war die Einigung von Regierung und 
Opposition im Vermittlungsaus­
schuß über die Senkung von Körper­
schaftsteuer und Einkommensteuer 
auf gewerbliche Einkünfte bei Ver­
zicht auf die Verschlechterung der 
Abschreibungsbedingungen im 
Standortsicherungsgesetz ein wich­
tiger Beitrag zur Überwindung der 
Wirtschaftskrise.

Die richtige Antwort auf die welt­
weite Rezession wäre eine globale 
Wachstumsinitiative der führenden 
Weltwirtschaftsnationen. Der Welt­
wirtschaftsgipfel in Tokio wäre dafür 
die geeignete Gelegenheit gewesen, 
die aber ebenso nutzlos vertan wor­
den ist wie schon vorher der EG- 
Gipfel der Regierungs- und Staats­
chefs in Kopenhagen. Der Weg aus 
der weltweiten Wirtschaftskrise er­
fordert natürlich mutige Schritte zum 
Abbau von weltweiten Handels­
schranken und zur Sicherung eines 
freien Welthandels. Ohne den zügi­
gen Abschluß der GATT-Verhand- 
lungen wird es eine Wiederbelebung 
der Wirtschaft in den führenden 
Weltwirtschaftsnationen nicht ge­
ben. Dabei müssen auch die Ent­
wicklungsländer eine bessere und 
faire Chance für den Marktzutritt zu 
den Märkten der Industrieländer er­
halten. Die Deutsche Bundesbank 
hatte immerhin in der Erwartung 
konkreter Ergebnisse des Weltwirt­
schaftsgipfels die deutschen Leitzin­
sen In einem beachtlichen Schritt 
gesenkt. Ob allerdings das Zinssi­
gnal von einem halben Prozentpunkt 
ausreicht, um den notwendigen Inve­
stitionsschub in Gang zu setzen und 
die Konjunkturwende herbeizufüh­
ren, muß aber bezweifelt werden.

Zukunftsorientierte
Wirtschaftspolitik

Die Wirtschaftskrise in Deutsch­
land erfordert deshalb eine aktive 
Wirtschaftspolitik, denn das Zusam­
mentreffen von weltweiter Rezes­
sion, hausgemachter Konjunktur­
krise, aufgestauten Strukturbrüchen 
und sich zuspitzender Transforma­
tionskrise in Ostdeutschland birgt 
die Gefahr in sich, daß die eingebau­
ten Stabilisatoren nicht ausreichen, 
um einen unerträglichen Beschäfti­
gungseinbruch zu verhindern. Für die 
Wirtschaft Europas und den Integra­
tionsprozeß nach Maastricht hätte es 
fatale Folgen, wenn die Bundesrepu­
blik Deutschland weiterhin Schluß­
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licht und Konjunkturbremser bleibt 
und keinen aktiven Beitrag zur Wie­
derbelebung der europäischen Wirt­
schaft leistet. Deswegen wäre es von 
großer Bedeutung, wenn die Vor­
schläge von EG-PräsidentDelors für 
eine europäische Wachstumsinitia­
tive bis zum nächsten EG-Gipfel im 
Dezember dieses Jahres zu einem 
konkreten Maßnahmenbündel aus­
gearbeitet würden. Die Bundesrepu­
blik Deutschland sollte sich weiter­
hin aktiv für das Zustandekommen 
des Arbeitsmarktgipfels einsetzen.

Eine zukunftsorientierte Wirt­
schaftspolitik, die auf private Investi­
tionen in neue Arbeitsplätze, neue 
Technologien und neue Produkte 
ebenso setzt wie auf öffentliche Inve­
stitionen in Umweltschutz, Infra­
struktur und Telekommunikations- 
netze, muß begleitet werden durch 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik, bei 
der Arbeitsbeschaffung, Umschu­
lung und Qualifizierung mit der not­
wendigen Priorität versehen werden

müssen. Gerade in Zeiten intensiven 
Strukturwandels und tiefer Rezes­
sion sind Mittelkürzungen bei der ak­
tiven Arbeitsmarktpolitik das Gegen­
teil von dem, was notwendig wäre.

Die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch­
lands ist von zwei Seiten bedroht. Im 
Wettbewerb zwischen Niedriglohn­
ländern einerseits und führenden 
Hochtechnologienationen anderer­
seits droht die deutsche Wirtschaft 
zerrieben zu werden. Anstatt die For- 
schungs- und Technologiepolitik zu 
vernachlässigen und ihre Mittelaus­
stattung real zu kürzen, benötigt die 
Bundesrepublik eine Technologie- 
und Innovationsoffensive. Wirt­
schaftspolitik und Forschungs- und 
Technologiepolitik müssen endlich 
miteinander verzahnt werden, um 
den inzwischen eingetretenen Tech­
nologierückstand der deutschen 
Wirtschaft aufzuholen. Nur durch 
eine Verstärkung von Forschungs­
und Entwicklungsaufwendungen 
und durch eine engere Verzahnung

mit der Wirtschaftspolitik kann die 
deutsche Wirtschaft im internationa­
len Wettbewerb auf den Zukunfts­
märkten der Mikroelektronik, der In­
formations- und Kommunikations­
technik, der Verkehrstechnologie, 
der Biotechnologie, der Gentechnik 
sowie der neuen Werkstoffe wieder 
aufschließen und auch im nächsten 
Jahrtausend sich einen sicheren 
Führungsplatz erkämpfen. Nur so 
lassen sich die notwendigen wettbe­
werbsfähigen Arbeitsplätze im Dia­
log zwischen Staat, Wirtschaft und 
Gewerkschaften schaffen.

Der Wegweiser aus der Rezes­
sion und Standortkrise in Deutsch­
land heißt deshalb Dialog mit der 
Wirtschaft und den Sozialpartnern 
im Interesse eines gesellschaftli­
chen Konsens über die Zukunftssi­
cherung. Wer aber in der Krise ein­
seitig an den Säulen des Sozialstaa­
tes rüttelt, schürt die Konfrontation, 
anstatt die notwendige Basis für den 
Dialog zu schaffen.

Klaus Murmann

Die Kostenkrise der deutschen Unternehmen muß bewältigt werden

D ie wichtigsten volkswirtschaft­
lichen Indikatoren zeichnen zur 

Zeit ein eindeutiges Bild: Die deut­
sche Wi rtschaft befindet sich in einer 
handfesten Krise. Im Zeitraum März/ 
April 1993 wurde der entsprechende 
Vorjahresstand bei den Auftragsein­
gängen im verarbeitenden Gewerbe 
real um insgesamt 11,1% unter­
schritten. Bei den Auftragseingän­
gen für Investitionsgüter des produ­
zierenden Gewerbes lag der Rück­
gang sogar bei 15,7%. Die Erzeu­
gung im produzierenden Gewerbe in 
den Monaten März/April 1993 blieb 
um 7,7% hinter dem Niveau des ent­
sprechenden Vorjahreszeitraumes

zurück. Auch hier besonders signifi­
kant: Die Produktion von Investi­
tionsgütern für das produzierende 
Gewerbe sank um 12,9%. Und auch 
die Bruttoinvestitionen sanken im er­
sten Vierteljahr 1993 um 11,1% im 
Vergleich zum ersten Quartal 1992. 
Die Rezession strahlt inzwischen 
auch auf andere Bereiche aus. Beim 
Bau und bei den Dienstleistungen 
läßt die Dynamik merklich nach.

Aber auch das bisher stabilste 
Standbein der deutschen Wirtschaft, 
der Export, zeigt erhebliche Schwä­
chesymptome. Schon in den Jahren 
1991/92 haben die deutschen Unter­

nehmen Marktanteile verloren. Wäh­
rend die Exportmärkte der deut­
schen Industrie in diesen beiden 
Jahren um zusammen rund 7% ex­
pandierten, sind die realen Exporte 
um insgesamt 3,4% gesunken. Dar­
aus resultiert ein Verlust an Marktan­
teilen von rund einem Zehntel. Zwar 
haben auch andere europäische 
Länder Marktanteile verloren, aber 
der Verlust war nirgendwo so ausge­
prägt wie bei uns. Nach Berechnun­
gen der EG-Kommission sind zwi­
schen 1987 bis 1992 3,7% des deut­
schen Sozialprodukts durch die Ver­
schlechterung der Leistungsbilanz 
verlorengegangen.
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Zu hohe Kostenbelastung

Der Hauptgrund liegt eindeutig 
darin, daß die Produktion in Deutsch­
land mit vergleichsweise höheren di­
rekten und indirekten Kosten be­
lastet ist als in allen anderen Konkur­
renzländern. Damit besteht die Ge­
fahr, daß die deutschen Unterneh­
men in ihrer Wettbewerbskraft Zu­
rückbleiben, selbst wenn sich die 
internationale Konjunktur in abseh­
barer Zeit erholen sollte.

Zur Überwindung der konjunktu­
rellen Flaute und der strukturellen 
Probleme bedarf es auch eines Ab­
baus von Innovationsschwächen. 
Die bislang günstige Position der 
deutschen Forschung basiert ganz 
besonders auf dem Straßenfahr­
zeugbau und dem Maschinenbau. 
Beide Bereiche befinden sich jedoch 
in einem dramatischen Strukturwan­
del, und nicht wenige Unternehmen 
des Maschinenbaus und der Auto­
mobilzulieferindustrie kämpfen ums 
Überleben. In der elektrotechni­
schen wie in der chemischen Indu­
strie kämpft unsere technologische 
Position schon länger mit der ameri­
kanischen und japanischen Indu­
strie. Insgesamt gibt es zur Sorge 
Anlaß, wenn laut Ifo jedes zwölfte 
Unternehmen bei der Realisierung 
neuer Produkte oder Verfahren Ak­
zeptanzprobleme wegen des Neu­
heitsgrades meldet.

Darüber hinaus wird das Innovati­
onstempo der deutschen Wirtschaft 
durch die ausgeprägte Reglemen­
tierung bei Genehmigungsverfahren 
zusätzlich gebremst. Die Vielzahl 
der eingeschalteten Genehmigungs­
behörden und häufig auftretende or­
ganisatorische Mängel in der Zu­
sammenarbeit führen zu langen Be­
arbeitungszeiten. Deutsche Bürokra­
tie, kostentreibende gesetzliche Auf­
lagen und zu schematische, wenig 
flexible Arbeitszeiten sind Ausdruck 
dafür, daß es wesentliche Innovati­
onsbarrieren zu beseitigen gibt.

Die deutschen Unternehmen be­
finden sich in einer Struktur- und Ko­
stenkrise. Zum einen sind es die Ar­
beitskosten, die im internationalen 
Vergleich an der Spitze liegen; zum 
anderen sind es die Kosten der Un­
ternehmen für die wachsende 
Staatstätigkeit.

Die Bundesrepublik ist bereits seit 
Jahren der Standort mit den höch­
sten Arbeitskosten. Die Arbeitsko­
sten je Stunde waren schon 1991 
mehr als fünfmal so hoch wie in Por­
tugal, um ein Drittel höher als in den 
USA oder in Frankreich. Auch ge­
genüber Ländern, die vergleichs­
weise nahe am deutschen Lohnni­
veau lagen, z.B. Schweden, sind 
durch die Wechselkursentwicklung 
entscheidende Verschlechterungen 
eingetreten. Inzwischen haben auch 
diese Konkurrenzländer ein um ein 
Viertel niedrigeres Arbeitskosten­
niveau. Zwar ist das deutsche Pro­
duktivitätsniveau vergleichsweise 
hoch, aber der Vorsprung bei der 
Produktivität ist längst nicht mehr so 
groß wie der Abstand bei den Ar­
beitskosten je Stunde.

Darüber hinaus lassen sich die 
Kostenprobleme der deutschen 
Wirtschaft an der Entwicklung der 
Staats-, Steuer- und Abgabenquote 
ablesen. Die Staatsquote ist im Zuge 
der deutschen Vereinigung auf über 
50% angestiegen, die Steuer- und 
Abgabenquote um über zwei Pro­
zentpunkte auf 43,5%. Eine weitere 
Erhöhung ist bereits vorprogram­
miert.

Damit sind die wichtigsten Berei­
che angesprochen, in denen wirt­
schaftspolitisch gehandelt werden 
muß. Das hilft dann auch die Rezes­
sion zu überwinden und die Struktur­
probleme abzubauen.

Die Unternehmen tragen ihren An­
teil dazu bei, indem sie neue, erfolg­
versprechende Produkte auf den 
Markt bringen. Dazu ist es jedoch

notwendig, das innerbetriebliche 
Kostengerüst erheblich zu straffen. 
In bezug auf die Arbeitskosten heißt 
dies aber auch, daß betriebliche 
Sozialleistungen in Frage gestellt 
werden. Dort, wo es möglich und not­
wendig ist, müssen übertarifliche 
Leistungen mit Lohnerhöhungen ver­
rechnet werden dürfen.

Die Tarifvertragsparteien beein­
flussen mit der Tarifpolitik den größ­
ten Teil der Arbeitskosten. Ihre Ver­
antwortung wiegt darum schwer. 
Eine moderate Tarifpolitik, wie sie in 
diesem Jahr begonnen wurde, muß 
unbedingt fortgesetzt werden. Bei 
einem negativen Wirtschaftswachs­
tum gibt es nichts zu verteilen.

Haushaltskonsolidierungs­
anstrengungen verstärken

Von staatlicher Seite muß in den 
nächsten Jahren eine finanzpoliti­
sche Trendwende mit dem Ziel einer 
Kostenentlastung der Volkswirt­
schaft gefordert werden. Darum war­
tet die deutsche Wirtschaft auf das 
politische Signal, daß der Staat den 
Ausgabenanstieg endlich in den 
Griff bekommt. Haushaltskonsolidie­
rungsbemühungen mit Einsparplä- 
nen in Höhe von 20 Mrd. DM sind in 
diesem Zusammenhang die untere 
Grenze des Notwendigen.

Forderungen keynesianischen 
Denkmusters, der Staat müsse aktiv 
werden, um die konjunkturelle Flaute 
zu überwinden, sind völlig fehl am 
Platze. Wir befinden uns keineswegs 
in einer keynesschen Situation der 
Nachfrageschwäche. Wie die Geld­
mengenentwicklung beispielsweise 
zeigt, ist kaufkräftige Nachfrage ge­
nug vorhanden. Das Problem liegt in 
den hohen Kosten auf der Angebots­
seite, um den veränderten Präferen­
zen Rechnung tragen zu können. 
Angesichts einer aktuellen Staats­
quote von über 50% würde eine wei­
tere Ausweitung der Staatstätigkeit 
irreparable Strukturschäden bei den
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Staatsfinanzen wie in der Wirtschaft 
nach sich ziehen.

Wenn die staatlichen Haushalte 
ernsthaft und dauerhaft konsolidiert 
werden sollen, so dürfen auch die 
Anreizstrukturen des sozialen 
Systems nicht ausgeklammert wer­
den. Gemeint sind Anreize, durch die 
Inanspruchnahme von Lohnersatz­
leistungen offizieller Arbeit auszu­
weichen. Für viele erscheint dieses 
Verhalten profitabler mit der Folge, 
daß sich erster und zweiter Arbeits­
markt auseinanderentwickeln.

In unserem sozialen Sicherungs­
system sind die Anreize für diese 
Fehlsteuerung zu stark ausgeprägt. 
Wenn jemand in einer AB-Maß- 
nahme mehr verdienen kann als ein 
Handwerker in einer vergleichbaren 
Tätigkeit, wird er sich kaum ernsthaft 
um eine reguläre Arbeit bemühen. 
Vielfältige Kombinationen anderer 
Art sind möglich und werden genutzt.

Dies müssen wir ändern. Wir müs­
sen die Lohnzusatzkosten der offi­
ziellen Arbeitsplätze senken, um Be­
schäftigung im ersten Arbeitsmarkt 
zurückzugewinnen. Wir müssen fer­
ner dem Lohnabstandsgebot wieder 
größere Bedeutung beimessen, 
wenn wir unser Sozialsystem intakt 
und finanzierbar halten wollen.

Mehr Arbeitszeitflexibilität 
notwendig

Die deutsche Wirtschaft leidet 
auch zunehmend unter einer Ar­
beitszeitlücke. In den USA wird mitt­
lerweile über 300 Stunden mehr ge­
arbeitet als bei uns. Das sind umge­
rechnet exakt zwei Monate. Sogar im 
Vergleich zu europäischen Konkur­
renzländern wie Italien oder Frank­
reich ist die Jahresarbeitszeit in der 
deutschen Industrie rund drei Wo­
chen kürzer. Andere Länder haben 
demgegenüber unter dem Eindruck 
der Krise die Arbeitszeit sogar aus­

geweitet. Auch wenn dies ein Schritt 
in die richtige Richtung ist, so muß 
der Weg doch in Richtung mehr Fle­
xibilität führen. Das allzu statische 
Modell der deutschen Arbeitszeit 
muß abgelöst werden durch ein dy­
namisches Modell, das den betriebli­
chen Erfordernissen und den per­
sönlichen Vorstellungen der Arbeit­
nehmer soweit wie möglich gerecht 
wird. Nur so können die Maschinen­
laufzeiten, die in Deutschland um die 
Hälfte kürzer sind als in Belgien, 
Großbritannien und Italien, verlän­
gert und die anteiligen Kapitalkosten 
der Produkte gesenkt werden.

Gelingt es, die tiefe Kostenkrise 
der deutschen Unternehmen zu be­
wältigen, dann werden Investitionen, 
nicht zuletzt auch ausländische, am 
Standort Deutschland wieder renta­
bel, und dann wird die deutsche Wirt­
schaft auch Anteil haben an einem 
neuen Aufschwung der Weltwirt­
schaft.

Michael Geuenich

Die Rezession muß aktiv bekämpft werden

Der beängstigende Schrump­
fungsprozeß der deutschen 

Wirtschaft hat erkennbar im Kern 
eine zyklische Konjunkturkompo­
nente. Die Prognosen und Wirt­
schaftsdaten verschlechtern sich 
dramatisch: Noch im Oktober 1992 
sagte die Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Wirtschaftsforschungs­
institute in ihrem Herbstgutachten 
für 1993 ein Wachstum von0,5%vor- 
aus. Knapp sechs Monate später er­
warteten dieselben Konjunkturfor­
scher als vorläufigen Prognose-Tief­
punkt eine Schrumpfung des Sozial­
produktes um 2%. Das Deutsche In­
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW)

faßt die aktuelle Situation in seinem 
neuesten Konjunkturbericht mit den 
Worten zusammen: „Im ersten Quar­
tal ist die gesamtwirtschaftliche Si­
tuation in einem noch nie zuvor fest­
gestellten Tempo zurückgegangen.“ 
Ein Wendepunkt der konjunkturellen 
Talfahrt ist noch nicht in Sicht. Insbe­
sondere die als Frühindikatoren an­
zusehenden Auftragseingänge aus 
dem Inland und aus dem Ausland ge­
hen nach wie vor zurück.

Die ökonomische Grundlage für 
die Staatsfinanzen wird immer weni­
ger kalkulierbar. Die Steuerausfälle 
bei Bund, Ländern und Gemeinden,

die Beitragsausfälle in den Sozial­
versicherungen und immer höhere 
Lohnersatzleistungen treiben die 
konjunkturbedingten Krisenkosten 
in diesem Jahr auf etwa 40 Mrd. DM 
hinauf. Die Finanzkraft zur Finanzie­
rung von Transfers und Infrastruktur, 
von Schuldenübernahme und Um­
setzung des zwischen Bund und 
Ländern geschlossenen Solidarpak- 
tes droht sich im Sog der Rezession 
zu erschöpfen. Die Rezession muß 
aktiv bekämpft werden.

Damit
□  die öffentlichen Finanzen nicht 
zum Spielball konjunkturbedingter 
Krisenkosten werden,
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□  die Arbeitslosigkeit nicht unkon­
trollierbar weiter um sich greift

□  und die konjunkturelle Talfahrt, 
deren Ende nicht abzusehen ist, ge­
stoppt wird,

fordert der DGB ein Infrastruktur­
programm/Ost sowie ein Impulspro­
gramm/West in einer Größenord­
nung von 30 Mrd. DM; das sind in 
etwa 1% des Bruttosozialproduktes 
(BSP).

Das Infrastrukturprogramm/Ost 
ist bereits im „Investitionsförde­
rungsgesetz Aufbau Ost“ -  aller­
dings erst ab dem Jahr 1995 - fü r  die 
Dauer von zehn Jahren in einer Grö­
ßenordnung von 6,6 Mrd. DM jährlich 
vorgesehen. Dieses Programm muß 
sofort in Kraft gesetzt werden. Zur 
Schaffung eines konjunkturellen 
Wendepunktes in Westdeutschland 
sollte ein kurzfristiges „Impulspro­
gramm“ gestartet werden, das fol­
genden drei Kriterien Rechnung 
trägt:

□  Verbesserung der Umwelt- und 
Lebensqualität im Sinne einer Politik 
des qualitativen Wachstums,

□  Konzentration der Auftragswir­
kungen in den industriellen Kernbe­
reichen mit konjunktureller Unter­
auslastung,

□  rasche Umsetzbarkeit ohne zeit­
aufwendigen haushalts-, planungs- 
und genehmigungstechnischen Vor­
lauf.

Der DGB hat den Inhalt eines sol­
chen Programms detailliert formu­
liert, insbesondere für die Bereiche 
Verkehr, Energie und Städtebauför­
derung.

Realistische
Finanzierungsvorschläge

Die Staatsverschuldung hat ein 
besorgniserregendes Ausmaß mit 
starker Steigerungstendenz ange­
nommen. Dem hat der DGB dadurch 
Rechnung getragen, daß für ein kon­

junkturelles Ankurbelungsprogramm 
in erster Linie Investitionsfelder ge­
nannt werden, die ohnehin in der Pla­
nung sind. Das gilt für das Infrastruk­
turprogramm/Ost ebenso wie für 
große Teile des Impulsprogramms/ 
West, wo beispielsweise alle präzi­
sierten Verkehrsinvestitionen bereits 
in der Finanzplanung enthalten sind
-  allerdings erst für spätere Pla­
nungsperioden.

Der Verschuldungssituation kann 
zum anderen dadurch Rechnung ge­
tragen werden, daß nur etwa ein Drit­
tel des Gesamtprogramms -  also 
10 Mrd. DM -  durch zusätzliche 
Kreditaufnahme finanziert werden 
müßte. Der Rest sollte durch die Nut­
zung des in diesem Jahr mit 6 Mrd. 
DM über dem Planansatz liegenden 
Bundesbankgewinns und durch Ein­
führung einer Solidaritätsabgabe mit 
Einkommensgrenzen ab 1994 (13 
Mrd. DM) finanziert werden.

Es ist davon auszugehen, daß 
sich das vorgeschlagene Programm
-  bei europäisch koordiniertem Vor­
gehen -  zu mindestens 50% selbst 
finanziert, weil spürbare Konjunktur­
impulse erzeugt werden. Das würde 
einen Selbstfinanzierungsgrad von 
mindestens 15 Mrd. DM bedeuten, 
damit würde sich nicht nur die ge­
samte Kreditaufnahme von 10 Mrd. 
DM refinanzieren, sondern auch der 
überplanmäßige und zur Investiti­
onsfinanzierung statt zum Schul­
denabbau verwendete Bundesbank­
gewinn von 6 Mrd. DM.

EG-Koordinierung unabdingbar

Die Rezession in Westdeutsch­
land ist Bestandteil einer weltweiten 
Konjunkturflaute. Kein einzelnes 
Land der Welt ist ökonomisch stark 
genug, um als Konjunkturlokomotive 
einen Wendepunkt zu einem dyna­
mischen und weltweiten Auf­
schwungprozeß zu bewirken.

Der im Zusammenhang mit dem

deutschen Einigungsprozeß 1990/ 
91 durch Kaufkraftschöpfung in drei­
stelliger Milliardenhöhe erzeugte 
„Deutsche Vereinigungsboom“ 
brachte nicht mehr -  aber auch nicht 
weniger-als eine knapp zweijährige 
Sonderkonjunktur in Westdeutsch­
land in Abkoppelung von der damals 
bereits in Gang befindlichen weltwei­
ten Konjunkturschwäche. Letztlich 
aber mußte auch dieser Sonder­
boom verpuffen, da die übrigen EG- 
Mitgliedstaaten die davon ausge­
henden Impulse nicht durch eigene 
Anstrengungen unterstützt haben. 
Nur gemeinsame Anstrengungen al­
ler EG-Mitgliedsländer können die 
Konjunkturschwäche in einen dyna­
mischen und sich selbst tragenden 
Aufschwungprozeß überleiten. Das 
vom DGB vorgeschlagene Pro­
gramm könnte der deutsche Beitrag 
zu einer solchen europaweiten Initia­
tive sein.

Der französische Regierungschef 
hat bereits am 25. Mai 1993 vor der 
Nationalversammlung eine Kredit­
aufnahme von 40 Mrd. Francs (rund 
12 Mrd. DM) zur Finanzierung eines 
Infrastruktur- und Beschäftigungs­
programms angekündigt. Gerade die 
Bundesrepublik ist in einem ganz 
besonderen Maße von einer baldi­
gen europaweiten Konjunkturwende 
abhängig, denn nur sie kann die Ba­
sis zur Finanzierung des deutschen 
Einigungsprozesses absichern hel­
fen. Deshalb ist die Bundesregierung 
in herausragendem Maße gefordert, 
eine europaweite Wachstums- und 
Beschäftigungsinitiative anzustoßen 
und das französische Programm zu 
ergänzen.

Sozialabbau verschärft 
Rezession

Bisher sucht die Bundesregierung 
zur Konsolidierung der Staatsfinan­
zen ihr Heil in umfassenden Spar­
maßnahmen, die jedoch bei einem 
Gesamtvolumen von 20-25 Mrd. DM 
zu zwei Drittel gleichbedeutend sind
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mit Sozialabbau. Das DIW hat ermit­
telt, daß eine Realisierung dieser zu 
Nachfrageausfall führenden Spar­
maßnahmen von sich aus eine zu­
sätzliche Schrumpfung des Sozial­
produktes um 0,5 Prozentpunkte in 
1994 bewirken würde. Eine solche 
Schrumpfung wäre wiederum gleich­
bedeutend mit zusätzlichen konjunk­
turbedingten Krisenkosten in einer 
Größenordnung von etwa 10 Mrd. 
DM. Eine solche Operation wäre 
schon unter dem rechnerischen Ge­
sichtspunkt der Finanzkonsolidie­
rung kontraproduktiv, ganz abgese­
hen davon, daß der DGB einen so 
rigorosen Sozialabbau vom Grunde 
her nicht akzeptieren kann.

Als Alternative zum Sozialabbau 
für 1994 bietet sich ein Vorziehen dar 
erst ab 1995 geplanten Ergänzungs­
abgabe an, die dann etwa 13 bs 
15 Mrd. DM mehr Steuereinnahmen 
brächte als die vom DGB gefordere 
Solidaritätsabgabe zur Finanzierurg 
des investiven Konjunkturprt- 
gramms. Im übrigen sollte man enl- 
lich die Finanzierung der ostdeü- 
schen Arbeitsmarktpolitik gerechtir 
gestalten und die Arbeitsmarktal­
gabe auch auf Abgeordnete, Freibi- 
rufler, Selbständige und Beamte au;- 
dehnen. Schon diese beiden Mal­
nahmen brächten zusammen deü- 
lich mehr als der geplante Sozialab­
bau von gut 14 Mrd. DM. Natürlich 
beinhalten auch diese Finanzinstru­
mente Entzugseffekte. Deshalb wäie 
zu überlegen, ob nicht 1993/94 as 
Basis für spätere Konsolidierungs­
maßnahmen erst die wirtschafti- 
chen Aufschwungkräfte gestärkt 
werden müssen.

Standortdiskussion
versachlichen

Die Gewerkschaften haben ein vi­
tales Interesse an einem starken 
deutschen Wirtschaftsstandort. Je 
stärker der Standort, desto sicherer 
die Arbeitsplätze von Arbeitnehmern 
und Gewerkschaftsmitgliedern. Lei­
der ist die Standortdebatte mehr und

mehr tarifpolitisch instrumentalisiert 
worden, mit der Folge einer einseiti­
gen Fixierung auf die Lohnkosten. 
Dabei droht der Blick auf die ent­
scheidenden Standortfaktoren wie 
Produktinnovation, Qualifizierung 
der arbeitenden Menschen, Hoch­
technologie, Bildungssystem und 
dergleichen verlorenzugehen. Ich 
sage dies nicht, weil auf den genann­
ten Feldern akute Gefahr für den 
Standort Deutschland bestünde, ich 
sage dies deshalb, weil eine sachli­
che Hinterfragung der Standortquali­
tät eigentlich eine Daueraufgabe ist, 
und an einer solchen sachlichen 
Standortdiskussion haben Gewerk­
schaften -  ebenso wi e an ei nem star­
ken Standort -  großes Interesse. 
Aber ich will abschließend noch et­
was näher auf die Arbeitskosten als 
Standortfaktor in Deutschland ein- 
gehen:

Die umfassende Meßgröße für 
Lohnkosten sind die Lohnstückko­
sten. In sie gehen die gesamten Ar­
beitskosten je Arbeitnehmer ein­
schließlich Lohnnebenkosten und 
Lohnausgleich für Arbeitszeitverkür­
zungen ebenso ein wie die Arbeits­
produktivität. Aber auch die Lohn­
stückkosten lassen sich nicht ohne 
weiteres international vergleichen, 
weil sich die Wechselkurse im Zeit­
ablauf verändern. Wenn es um Ver­
änderungen der Standortqualität 
geht, spielen aber auch die absolu­
ten Vergleiche keine so große Roiie, 
sondern eher die Veränderungen der 
Lohnstückkosten in einem Land im 
Vergleich zu denen in anderen Län­
dern -  und das kann man sehr wohl 
messen. Dabei kann man sich ein­
mal die relativen Lohnstückkosten 
gemessen in jeweiligen Landeswäh­
rungen ansehen und zum anderen 
die Lohnstückkosten in einheitlicher 
Währung, wodurch Wechselkursver­
änderungen mit eingefangen wer­
den.

Die Ergebnisse unserer eigenen 
Untersuchungen auf diesem Gebiet

werden von den Veröffentlichungen 
des DIW gestützt. Es zeigt sich das 
folgende Bild: Die Lohnstückkosten 
für Güter des verarbeitenden Gewer­
bes in der Bundesrepublik haben 
sich gegenüber denjenigen in den 
anderen OECD-Ländern zwischen 
1980 und 1990 nicht nennenswert 
verändert. Sie lagen 1990 etwas 
niedriger als 1980 und etwa gleich 
hoch wie 1982. Etwas anders sieht 
das Bild aus, wenn in einheitlicher 
Währung gerechnet wird, weil sich 
dann vor allem die starken Verände­
rungen des Dollarkurses bemerkbar 
machen. Danach lagen die Lohn­
stückkosten 1985 um 10% niedriger 
und 1990 um 15% höher als 1980. 
Die zeitweise Verbesserung oder 
Verschlechterung der Wettbewerbs­
fähigkeit ist also nicht auf einer Ab­
schwächung oder Beschleunigung 
der Lohnstückkostenentwicklung in 
der Bundesrepublik (West) im Ver­
gleich zu ihren Handelspartnern zu­
rückzuführen, sondern vielmehr auf 
die relativ starken Schwankungen 
des DM-Wechselkurses gegenüber 
Drittwährungen und insbesondere 
dem Dollar. Noch günstiger fällt der 
Vergleich für Deutschland aus, wenn 
die Berechnungen auf die Gesamt­
wirtschaft bezogen werden. Die rela­
tiven Lohnstückkosten in Landes­
währungen sinken dann kontinuier­
lich und sind in einheitlicher Wäh­
rung im Trend stabil.

Zusammenfassung
Ich habe mich auf die Überwin­

dung der Rezession als aktuellen 
Hauptweg aus der Wirtschaftskrise 
konzentriert. Die Rezession er­
schwert das Handeln auf fast allen 
Feldern, von der Finanzpolitik bis zur 
Beschäftigungspolitik. Sie erschwert 
insbesondere auch die Lösung zwei­
fellos vorhandener Strukturpro­
bleme. Deshalb halte ich die ausführ­
liche Beschäftigung mit der Rezes­
sion und ihrer Bekämpfung in der ge­
genwärtigen Situation für besonders 
wichtig.
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